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Rechnungsberichtigung unabhängig von Verjährung 
 
Die Berichtigung einer fehlerhaften Rechnung 
kann auch erfolgen, wenn für die ursprüngliche 
Steuerfestsetzung bereits Festsetzungsverjäh-
rung eingetreten ist. 
Hat ein Unternehmer in einer Rechnung eine zu 
hohe Umsatzsteuer ausgewiesen (z.B. 20% statt 
10%), kann er die Rechnung insofern berichtigen. 
Die Rechnungsberichtigung muss dem ursprüngli-
chen Rechnungsempfänger nachweislich zugeleitet 
werden. Dieser Rechnungsempfänger muss den 
vorgenommenen Vorsteuerabzug – soweit dieser 
zusteht – ebenfalls entsprechend korrigieren. 

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) beschäftigte 
sich in einem jüngst entschiedenen Fall mit der Fra-
ge, ob eine solche Rechnungskorrektur auch für 
bereits verjährte Veranlagungsjahre steuerwirk-
sam erfolgen kann. Dem Urteil war eine Beschwer-
de einer Augenlaserklinik vorausgegangen. Die 
Augenlaserklinik stellte einem – nicht zum Vorsteu-
erabzug berechtigten - Arzt 20% statt der richtigen 
10% Umsatzsteuer in Rechnung. Die Augenlaserkli-
nik wollte eine Umsatzsteuerkorrektur auch für be-
reits verjährte Veranlagungsjahre durchführen. 

Nach Ansicht des Finanzamts kann eine solche 
Rechnungsberichtigung jedoch nur solange umsatz-
steuerlich wirken, als das Veranlagungsjahr, in dem 
eine Rechnung ihren Ursprung hat, noch nicht ver-
jährt ist. Das Bundesfinanzgericht (BFG) ließ dem-
gegenüber die Rechnungsberichtigung auch für die 
verjährten Jahre zu. Gegen das Urteil des BFG 
wurde vom Finanzamt eine Revision beim VwGH 
eingebracht. 

VwGH gegen Finanzamt 
Der VwGH teilte die Ansicht des Finanzamtes nicht. 
Das Umsatzsteuergesetz sieht nämlich keine Befris-
tung der Rechnungsberichtigung vor. Auch aus den 
allgemeinen Verjährungsbestimmungen der Bun-
desabgabenordnung ergibt sich eine solche Vor-
schrift nicht. Die Berichtigung ist zeitlich somit 
nicht an eine Frist gebunden, sie wirkt aber erst 
ab der erfolgten Rechnungsberichtigung. Dies be-
deutet, dass bis zur Berichtigung die Steuerschuld 
des Rechnungsausstellers bestehen bleibt. 

 
 

Schenkung einer Quote an einem Einzelunternehmen 
 
Bei der Übergabe eines Einzelunternehmens 
innerhalb der Familie sollen oftmals durch 
Schenkung einer Quote am Einzelunternehmen 
sowohl der derzeitige Unternehmer als auch 
sein Nachfolger zunächst am Unternehmen be-
teiligt sein. 
Welche steuerlichen Auswirkungen diese Schen-
kung hat, wird im folgenden überblicksartig darge-
stellt. 

Einkommensteuer 
Für die unentgeltliche Übertragung eines Betriebes, 
Teilbetriebes oder eines Mitunternehmeranteils gilt 
die Buchwertfortführung. Damit kommt es zu keiner 
Aufdeckung von stillen Reserven und somit auch zu 
keiner Steuerpflicht beim Übergeber. Nach Ansicht 
der Finanzverwaltung wird die bloße Betriebsquo-
tenschenkung ebenfalls wie eine unentgeltliche 
Übertragung eines Mitunternehmeranteils behandelt 
und es erfolgt somit im Gegensatz zu einer entgeltli-
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chen Übertragung keine Aufdeckung von eventuell 
vorhandenen stillen Reserven. Im Ergebnis werden 
somit in der durch die Quotenschenkung neu ent-
standenen Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GesbR) die Buchwerte des Einzelunternehmens 
fortgeführt. 

Hinweis: Grundsätzlich ist bei Schenkungen im 
Familienverband die Verpflichtung zur Schen-
kungsmeldung zu berücksichtigen. Bei vorsätzlicher 
Nichtanzeige einer Schenkung sieht das Finanz-
strafgesetz als Sanktion eine Geldstrafe im Ausmaß 
von bis zu zehn Prozent des gemeinen Werts des 
geschenkten Vermögens vor.  

Umsatzsteuer 
Die Schenkung einer Quote an einem Einzelunter-
nehmen wird einkommensteuerlich der unentgeltli-
chen Übertragung eines Mitunternehmeranteils 
gleichgestellt. In umsatzsteuerlicher Hinsicht stellt 
die Quotenschenkung hingegen eine entgeltliche 
Veräußerung des gesamten Unternehmens gegen 
Gesellschaftsrechte dar. Dies hat zur Folge, dass 
vom Einzelunternehmer eine Rechnung mit Um-
satzsteuer an die neue Mitunternehmerschaft 
(GesbR) auszustellen ist. Diese sollte sich die Vor-
steuer abziehen können.  

Weitere Übertragungsmöglichkeiten 
Je nach Wunsch des Einzelunternehmers gibt es 
noch weitere Möglichkeiten, ein Unternehmen zu 
übertragen, wie etwa 

 Übertragung gegen Rente 

 Übertragung gegen Einräumung eines 
Fruchtgenusses 

 Umgründungen (z.B. Einbringung des Be-
triebes in eine GmbH) 

 Verpachtung 

Wird ein Betrieb von einer Generation auf die 
nächste übertragen, müssen rechtlich einige Dinge 
bedacht werden. So kann es entscheidend sein, ob 
der Betriebsinhaber in vorzeitige Alterspension geht 
und daher keine aktive Erwerbstätigkeit mehr ausü-
ben darf oder ob er die Voraussetzungen für die 
reguläre Alterspension erfüllt. Für die Nachfolgege-
neration kann es wiederum ausschlaggebend sein, 
dass sie nicht für alte Kreditverbindlichkeiten der 
Eltern haften möchte. 

 
 

Entnahme von Gebäuden und Baurechten zu Buchwerten 
 
Die Entnahme von Gebäuden aus dem Betriebs-
vermögen soll zukünftig aufgrund des Abgaben-
änderungsgesetzes (AbgÄG) 2023 zum Buch-
wert „und damit einkommensteuerneutral“ er-
folgen. 
Damit wird die Entnahme von Gebäuden insofern 
der Entnahme von Grund und Boden gleichgestellt, 
wodurch Betriebsveräußerungen und -übergaben 
sowie Umgründungsvorgänge wesentlich er-
leichtert werden. 

Grundsätzlich sind Entnahmen von Wirtschaftsgü-
tern (auch von Gebäuden) aus dem Betriebsvermö-
gen eines Einzelunternehmens oder einer Mitunter-
nehmerschaft in das Privatvermögen mit dem Teil-
wert im Zeitpunkt der Entnahme zu bewerten. Der 
Teilwert wird dabei als Wert definiert, den der Er-
werber eines gesamten fortzuführenden Betriebes 
diesem Wirtschaftsgut als Teil eines Gesamtkauf-
preises zuordnen würde und liegt regelmäßig deut-
lich über dem durch Abschreibungen reduzierten 
Buchwert. Im Zuge der Entnahme kommt es somit 
zur Aufdeckung der stillen Reserven eines Wirt-
schaftsgutes (= Teilwert abzüglich Buchwert) und zu 
einer entsprechenden ertragsteuerlichen Belastung. 

Wird ein Gebäude entnommen und werden dabei 
stille Reserven aufgedeckt, beträgt die anfallende 
Immobilienertragsteuer 30% der stillen Reser-
ven. Auch wenn im Zuge von Betriebsveräußerun-
gen oder Umgründungen Gebäude in das Privat-
vermögen entnommen werden, entsteht eine solche 
Steuerbelastung. Die Entnahme von Grund und 
Boden erfolgt hingegen ertragssteuerneutral zu 
Buchwerten. Der Entnahmewert ersetzt für zukünfti-
ge steuerrelevante Sachverhalte die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten. Aufgrund dieser Rechtsla-
ge blieben Betriebsgebäude bisher – trotz Leer-
stands – häufig im Betriebsvermögen, um die steu-
erpflichtige Aufdeckung der stillen Reserven zu 
verhindern. 

Änderungen und künftige Rechtslage 
Mit dem AbgÄG 2023 soll nun ab 1.7.2023 eine 
Gleichstellung von Gebäuden und Baurechten 
mit Grund und Boden erfolgen, indem auch die-
se zukünftig zu Buchwerten in das Privatvermö-
gen überführt werden können. Begründet wird 
dies damit, dass die Besteuerung der stillen Reser-
ven ohnehin im Rahmen einer späteren privaten 
Grundstücksveräußerung erfolgt und diese bis zu 
diesem Zeitpunkt steuerhängig bleiben. 
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Mit dieser Änderung, die Anfang Juli im Parlament 
beschlossen werden sollte, entfällt auch die Be-
günstigung der Gebäudeentnahme im Rahmen 
einer Betriebsaufgabe, die Entnahme zu Buchwer-
ten ist zukünftig nicht mehr an die dort normierten 
Voraussetzungen geknüpft. Weiters wird die Her-
stellerbefreiung im Bereich der ImmoESt insofern 
präzisiert, als nur im Privatvermögen hergestellte 
Gebäude (die innerhalb der letzten zehn Jahre nicht 
zur Erzielung von Einkünften gedient haben) von 
der Besteuerung ausgenommen sind. 

 

Auswirkungen auf die Praxis 
Die gegenständliche Änderung stellt eine wesentli-
che Erleichterung für zahlreiche steuerliche Maß-
nahmen dar. Sowohl die Überführung von Grund-
stücken ins Privatvermögen im Rahmen einer (Teil-) 
Betriebsveräußerung, Umgründung oder eines 
Rechtsformwechsels bei liegenschaftsbesitzenden 
Unternehmen als auch die Übertragung von Be-
triebsgrundstücken an etwaige Rechtsnachfolger 
kann dadurch unkomplizierter erfolgen. Die Besteu-
erung der stillen Reserven in einem Gebäude erfolgt 
schlussendlich erst im Rahmen einer Veräußerung 
aus dem Privatvermögen. 

 
 

Selbstberechnungskosten der ImmoESt sind abzugsfähig 
 
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat die Auffas-
sung vertreten, dass die Selbstberechnungskos-
ten im Zusammenhang mit der ImmoESt unter 
bestimmten Voraussetzungen als Sonderausga-
ben abzugsfähig sind. 
Wird ein Grundstück des Privatvermögens verkauft, 
erfolgt die Berechnung und Entrichtung der anfal-
lenden ImmoESt in der Regel durch einen Parteien-
vertreter, das sind Notare oder Rechtsanwälte. Die 
Aufwendungen hierfür (sogenannte Selbstberech-
nungskosten) hat der Steuerpflichtige zu tragen und 
dem Parteienvertreter zu bezahlen. 

Gewinne aus der Veräußerung solcher Grundstücke 
unterliegen grundsätzlich dem besonderen Immo-
ESt-Steuersatz von 30%. Wird dieser besondere 
Steuersatz angewendet, sind Aufwendungen im 
Zusammenhang mit dem Veräußerungsgewinn, wie 
etwa die genannten Selbstberechnungskosten, 
allerdings nicht als Werbungskosten abzugsfä-
hig.  

Rechtsansicht des BFG 
Nach Ansicht des BFG umfasst der Begriff der 
Steuerberatungskosten die Beratung und Hilfeleis-
tung in Abgabensachen. Die Leistung muss durch 
berufsrechtlich befugte Personen erfolgen. Das BFG 
kam daher zu dem Schluss, dass Kosten der 
Selbstberechnung durch einen Notar somit Steuer-
beratungskosten darstellen. Durch die Qualifikation 
der Selbstberechnungskosten des Notars als Steu-
erberatungskosten durch das BFG sind diese somit 
als Sonderausgaben abzugsfähig. 

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat sich bisher 
noch nicht mit der Frage beschäftigt, ob Kosten der 
Selbstberechnung durch einen Notar oder Rechts-
anwalt bei Sondersteuersatzeinkünften (wie den der 
ImmoESt unterliegenden Gewinnen aus Grund-
stücksveräußerungen) als Sonderausgaben abzugs-
fähig sind oder nicht. Eine endgültige Entscheidung 
bleibt also abzuwarten. 

 
 

Angemessenheitsgrenze beim Elektro-KFZ 
 
Aus einem Urteil des Bundesfinanzgerichtes 
(BFG) kann entnommen werden, dass die steu-
erliche Sinnhaftigkeit der Anschaffung eines 
Elektrofahrzeugs einzelfallbezogen beurteilt 
werden sollte. 
Ausgaben für Personenkraftwagen dürfen nicht als 
Betriebsausgaben eines Steuerpflichtigen abgezo-
gen werden, sofern sie unangemessen hoch sind. In 
der PKW-Angemessenheitsverordnung ist in diesem 
Zusammenhang eine Angemessenheitsgrenze in 
Höhe von € 40.000, die sogenannte „Luxustangen-
te“, definiert, wobei dieser Betrag inklusive Umsatz-
steuer und Normverbrauchsabgabe zu verstehen 

ist. Darüberhinausgehende Ausgaben sind steuer-
lich nicht abzugsfähig. 

Die Umsatzsteuer kann im Rahmen des Erwerbs 
von PKW nicht als Vorsteuer geltend gemacht wer-
den. Beim Erwerb von Elektro-PKW steht aber 
ein Vorsteuerabzug zu, weswegen sich die Frage 
stellt, ob die Angemessenheitsgrenze in einem sol-
chen Fall weiterhin als Bruttogrenze (also inkl. Um-
satzsteuer) zu betrachten ist oder ob eine Nettobe-
trachtung zu erfolgen hat. 

€ 40.000 sind Bruttogrenze 



 
 

Seite 4 von 5 
 

Im gegenständlichen Fall erwarb der Steuerpflichti-
ge einen zum Vorsteuerabzug berechtigenden 
Elektro-PKW um € 79.960 und setzte einen Betrag 
von € 40.000 als Betriebsausgabe und demnach 
eine jährliche AfA in Höhe von € 5.000 (€ 40.000/8 
Jahre) an. Das Finanzamt widersprach diesem Vor-
gehen. Die Anschaffungskosten seien aufgrund der 
Angemessenheitsgrenze abzüglich Vorsteuer und 
somit lediglich mit einem Betrag von € 33.333 fest-
zusetzen. Gegen die erlassenen Einkommensteuer-
bescheide erhob der Käufer des PKW Beschwerde. 

Das BFG schloss sich der überwiegenden Ansicht in 
der Literatur und der Ansicht des Finanzamts an 
und beurteilte die € 40.000 als Bruttogrenze. Das 
Gericht stützte sich dabei insbesondere auf den 
klaren Wortlaut der Verordnung („inklusive Umsatz-
steuer“). Eine Absicht des Gesetzgebers, zur Förde-
rung von Klima- und Umweltschutz eine höhere 
Luxustangente für Elektrofahrzeuge festzulegen, 
könne laut BFG nicht erkannt werden. 

Im Zuge des Urteils stellte das BFG außerdem fest, 
dass ein im Zuge des KFZ-Erwerbs erhaltenes Gra-
tisstrombezugsrecht einen eigenständigen Wert 
innerhalb der Anschaffungskosten aufweise und ein 
entsprechender Betrag von den Anschaffungskos-
ten abgezogen werden könne. Dagegen erhob das 
Finanzamt Amtsrevision, diese Frage ist somit noch 
beim VwGH anhängig. 

Schlussfolgerungen 
Aus dem Urteil kann gefolgert werden, dass die 
steuerliche Sinnhaftigkeit der Anschaffung eines 
Elektrofahrzeugs damit einzelfallbezogen beurteilt 
werden sollte. Bei Erwerb eines Elektro-PKW und 
Geltendmachung des Vorsteuerabzugs steht bei 
einer zugrunde gelegten Nutzungsdauer von 8 Jah-
ren eine jährliche AfA von maximal € 4.166,67 (€ 
33.333,33/8 Jahre), bei Erwerb eines Verbrenner-
PKW ohne Vorsteuerabzug jedoch eine AfA von bis 
zu € 5.000 (€ 40.000/8 Jahre) zu. Die geringere 
Abschreibung steht somit den Vorteilen des 
Vorsteuerabzugs gegenüber. 

 
 

Liebhaberei in der Land- und Forstwirtschaft 
 
Tätigkeiten ohne Gewinnerzielungsabsicht wer-
den als „Liebhaberei“ bezeichnet. Dennoch er-
wirtschaftete (Zufalls)Gewinne aus der Liebha-
berei sind nicht steuerpflichtig, umgekehrt dür-
fen Verluste weder ausgeglichen noch vorgetra-
gen werden. Auch im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft kann es zu Liebhaberei kommen. 
Im Regelfall sind land- und forstwirtschaftliche Be-
triebe weder in der Einkommensteuer noch in der 
Umsatzsteuer als Liebhaberei zu qualifizieren. Wird 
jedoch eine Tätigkeit entfaltet, die auf einer beson-
deren in der Lebensführung begründeten Neigung 
beruht und sich diese bei objektiver Betrachtung 
nicht zur Erzielung von Gewinnen eignet, liegt keine 
unternehmerische Tätigkeit, sondern Liebhaberei 
vor. Als Beispiele dafür werden etwa in den Liebha-
bereirichtlinien des Finanzministeriums die Nutzung 
für Freizeitzwecke und/oder zur Ausübung von 
Hobbytätigkeiten wie Jagen oder Reiten ange-
führt. 

Beobachtungszeitraum 
Der Beobachtungszeitraum, innerhalb dessen beur-
teilt wird, ob ein Betrieb ertragsfähig ist und ob Ver-
luste bloße Anlaufverluste oder nachhaltige Verluste 
sind, ist je nach Bewirtschaftung unterschiedlich. Bei 
einer Pferdezucht ist nach Ansicht des Verwal-
tungsgerichtshofes (VwGH) ein fünf- bis achtjähriger 
Betrachtungszeitraum, bei einem Forstbetrieb auf-

grund der langen Produktionszeiträume ein viel 
längerer Betrachtungszeitraum angemessen. 

Beurteilungseinheit 
Jede organisatorisch in sich geschlossene und mit 
einer gewissen Selbständigkeit ausgestattete Ein-
heit ist getrennt zu betrachten. So ist beispielweise 
die Pferdehaltung neben einer kleinen Landwirt-
schaft gesondert zu beurteilen. 

Mindestgröße 
Eine Mindestgröße ist nicht erforderlich. Trotzdem 
kann die Bewirtschaftung einer Kleinlandschaft für 
eine typischerweise private Nutzung sprechen. In 
der Vergangenheit qualifizierte der VwGH etwa eine 
Landwirtschaft mit einer Nutzfläche von 1,8 ha als 
Liebhaberei. In einem anderen Erkenntnis hat der 
VwGH entschieden, dass eine 16 Hektar große 
Landwirtschaft keine Liebhaberei ist. 

Umsatzsteuer 
In Ausnahmefällen kann eine einkommensteuer-
rechtliche Liebhaberei vorliegen, welche jedoch eine 
zum Vorsteuerabzug berechtigende, umsatzsteuer-
pflichtige Betätigung darstellt. Das umsatzsteuerli-
che Verständnis von Liebhaberei ist wesentlich en-
ger gefasst als das ertragssteuerliche. Umsatzsteu-
errechtlich ist das Vorliegen einer "wirtschaftlichen 
Tätigkeit" im Sinne der unionsrechtlichen Vorgaben 
zu prüfen. Hierbei ist insbesondere eine Abgren-
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zung zwischen privatem Konsum und wirtschaft-
licher Tätigkeit durchzuführen. Es ist in weiterer 
Folge zu prüfen, ob ein marktkonformes Verhalten 
zur Einkommenserzielung vorliegt. Der Vertrieb von 

Wein über ausschließlich persönliche Kontakte stellt 
beispielsweise kein marktkonformes Verhalten dar. 
Das Vorliegen einer Liebhaberei ist somit im jeweili-
gen Einzelfall gesondert zu prüfen. 

 
 

Erklärungspflichten für Jungunternehmer 
 
Als Neugründer steht man einer Vielzahl von 
gesetzlichen Vorgaben, Fristen und Meldever-
pflichtungen gegenüber. Eine verspätete Abga-
be oder die Nichteinhaltung von Fristen kann 
empfindliche Säumniszuschläge oder Geldstra-
fen nach sich ziehen. 
Unter anderem sind folgende laufende Verpflichtun-
gen als Unternehmer zu beachten: 

Sozialversicherung 
Während des ersten Monats nach Gründung ist eine 
Meldung bei der Sozialversicherung der Selbständi-
gen erforderlich. Die Vorschreibung der Beiträge 
erfolgt in den meisten Fällen vierteljährlich. Wäh-
rend ein unselbständig Erwerbstätiger meist ein 
gleichbleibendes und somit vorhersehbares Ein-
kommen hat, weiß der selbständig Erwerbstätige 
erst nach Ablauf des Kalenderjahres, wie hoch das 
tatsächliche Einkommen ist. Somit kann es zu 
Nachforderungen kommen, diese sollten in der 
Liquiditätsplanung berücksichtig werden.  

Umsatzsteuer  
Übersteigt der Umsatz den Betrag von € 35.000 
netto im Jahr, sind Unternehmer zur Selbstberech-
nung und Zahlung der Umsatzsteuer sowie zur Ab-
gabe von Umsatzsteuervoranmeldungen verpflich-
tet. Unternehmen, deren Umsätze im vorangegan-
genen Kalenderjahr € 100.000 überstiegen haben, 
müssen die Umsatzsteuervoranmeldungen bis zum 
15. des zweitfolgenden Monats abgeben. Übersteigt 
der Vorjahresumsatz € 35.000, aber nicht € 
100.000, sind vierteljährlich Umsatzsteuervoranmel-
dungen einzureichen. 

Für neu beginnende Unternehmer kommt bereits im 
ersten Jahr ihrer unternehmerischen Tätigkeit das 
Kalendervierteljahr als Voranmeldungszeitraum in 
Betracht, wobei auch in diesen Fällen die € 
100.000-Grenze maßgebend ist. Mangels Vorlie-
gens eines Vorjahresumsatzes ist vom voraussicht-
lichen Umsatz im Jahr des Beginns der unterneh-
merischen Tätigkeit auszugehen. 

Arbeitnehmer 
Wer Arbeitnehmer beschäftigt, muss die anfallende 
Lohnsteuer einbehalten und gemeinsam mit dem 
Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichs-
fonds zum 15. des Folgemonats abführen. Der Jah-
reslohnzettel ist bis Ende Februar des Folgejahres 
an das Finanzamt zu übermitteln. Zusätzlich muss 
monatlich die Kommunalsteuer an jene Gemeinde 
entrichtet werden, in der die Betriebsstätte angesie-
delt ist (in Wien zusätzlich die Dienstgeberabgabe 
der Gemeinde Wien). Die jährliche Kommunalsteu-
ererklärung ist zum 31.3. des Folgejahrs fällig. 

Ertragsteuern 
Auf die Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer sind 
jeweils zum 15. des zweiten Monats im Quartal Vo-
rauszahlungen zu entrichten. Die Jahressteuererklä-
rungen müssen bis Ende Juni des Folgejahres beim 
Finanzamt einlangen. 

Hinweis: Die oben genannten Abgaben sind nur 
beispielhaft angeführt, es können noch weitere Ab-
gaben und Beiträge anfallen, wie etwa Kammerum-
lagen, KFZ-Steuer, etc. Im Falle einer Neugründung 
oder Unternehmensübergabe stehen wir Ihnen ger-
ne in einem persönlichen Beratungsgespräch zur 
Verfügung. 
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